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1. Bildung und Wissenschaft im Kapitalismus1

Von Emanuel Kapfinger und Thomas Sablowski

Die Kritik an der Zurichtung und Unterordnung
von Bildung und Wissenschaft unter die Imperative
ökonomischer Verwertung ist nicht neu. Der Sozia
listische Deutsche Studentenbund (SDS) formulier
te eine solche Kritik bereits 1961 in seiner Denk

schrift „Hochschule in der Demokratie" (vgl. Nitsch
u.a. 1965). Seitdem haben studentische Protestbe
wegungen immer wieder ähnliche Kritiken vorge
bracht, wenn auch selten so ausführlich und fundiert
wie in der SDS-Hochschuldenkschrift. Gegen die als
„ökonomisierung" wahrgenommenen Veränderungen
an den Hochschulen wurde immer wieder die For

derung nach ihrer Unabhängigkeit, nach selbstbe
stimmter Bildung und der Freiheit der Wissenschaft
artikuliert. Auch diese Forderungen sind also alles an
dere als neu. Sie knüpfen - ob bewusst oder nicht -
an den Vorstellungen des philosophischen Idealismus
des frühen 19. Jahrhunderts an. Solche Forderun

gen haben einen illusionären Charakter, wenn die ge
sellschaftliche Bedingtheit von Bildung und Wissen
schaft nicht wahrgenommen wird. Auch dies wurde
schon in der SDS-Hochschuldenkschrift richtig fest
gestellt. Die Ideen des deutschen Idealismus schei
terten schon im 19. Jahrhundert an der Wirklichkeit,
erst recht sind sie im 21. Jahrhundert unzulänglich.

Insofern ist es problematisch, wenn Jacques Der-
rida (2001, 9) in einem Vortrag fordert, „daß die
moderne Universität eine unbedingte, daß sie bedin
gungslos, von jeder einschränkenden Bedingung frei
sein sollte" (Hervorh. im Original). Wie auch Der-
rida weiß, „gibt es diese unbedingte Universität de
facto nicht" (ebd. 12). Dennoch sieht er einen Un
terschied zwischen der Universität „im strikten Sinn"
und anderen Forschungseinrichtungen, „die ökonomi
schen Zwecken und Interessen aller Art dienen, ohne
daß ihnen die prinzipielle Unabhängigkeit der Univer
sität eingeräumt würde" (ebd. 16f). Aber gibt es die
sen Unterschied wirklich? Und warum sollte nur die

Universität„der Ort sein, an dem nichts außer Frage
steht" (ebd. 14)? Wenn Derrida feststellt, „manch
mal" gebe die Universität sich preis und verkaufe
sich, sie laufe Gefahr, „schlicht und einfach besetzt,
erobert, gekauft, zur Zweigstelle von Unternehmen
und Verbänden zu werden" (ebd. 17), so ist dies inso
fern beschönigend, als diese Prozesse gewissermaßen
als zufällige beschrieben werden, wo es darauf an-

1Dieser Text ist eine überarbeitete Fassung des gleichnamigen Beitrages in: Unbedingte Universität (Hrsg.): Was passiert?
Stellungnahmen zur Lage der Universität. Wien: Diaphenes-Verlag2010

käme, die strukturellen Bedingungen der Universität
in der kapitalistischen Gesellschaft zu untersuchen.

Die folgende Analyse des Verhältnisses von Wis
senschaft, Bildung und kapitalistischer Produktions
weise dient insofern einem doppelten Zweck: Es geht
sowohl um die Kritik der Verhältnisse an den Hoch

schulen als auch um die Kritik an idealistischen Al-

ternatiworstellungen, die auf „unbedingte Universi
täten" zielen. Im ersten Teil dieses Textes werden

wir die Beziehung zwischen Bildung, Wissenschaft
und kapitalistischer Produktionsweise allgemein um
reißen. Wir möchten damit deutlich machen, dass
der vermeintlich kritische Begriff der „ökonomisie
rung des Bildungswesens" die historische Kontinuität
der Funktionen des Bildungswesensfür die Reproduk
tion der kapitalistischen Verhältnisse verdeckt. Aller
dings bringt die kapitalistische Produktionsweise eine
fortwährende Umwälzung aller sozialen Verhältnisse
mit sich. Die Institutionen des Bildungswesens wur
den immer wieder an die sich verändernde Arbeitstei

lung und an die Reproduktionserfordernisse kapitalis
tischer Herrschaft angepasst, d.h. es ergibt sich not
wendig immer wieder neuer Reformbedarf. Die Hoch
schulreformen der letzten zehn Jahre sind mit einer

neuen Phase kapitalistischer Entwicklung verbunden
und können nur in diesem Kontext begriffen werden.
Diese Veränderungen sind Gegenstand des zweiten
Teils dieses Textes.

Aus unserer Sicht hat es keinen Sinn, sich auf den
Standpunkt des längst untergegangenen Bildungs
bürgertums zu stellen und eine zweckfreie Bildung
anstelle der Ausbildung zu fordern, da Bildungspro
zesse immer auf gesellschaftliche Interessen bezo
gen sind, auch im staatlichen Ausbildungsbetrieb.
Den beschränkten Zwecken der Profitproduktion und
der Reproduktion von Herrschaft können höchstens
andere Zwecke entgegenhalten werden wie z.B. die
Emanzipation der Individuen oder die Sicherung der
natürlichen Lebensbedingungen. Dies soll im dritten
Teil dieses Textes konkretisiert werden.
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1. Bildung und Wissenschaft unter
kapitalistischen Bedingungen

Die Ökonomie von Bildung und Wissenschaft:

Der kapitalistische Produktionsprozess basiert auf
hoch entwickelten Produktivkräften. Zugleich treibt
er im Zuge der „relativen Mehrwertproduktion"
(Marx, MEW 23, 331ff) die Produktivkraftentwick
lung immer weiter voran. Ersteres bedeutet, dass
für den Produktionsprozess Arbeitskräfte benötigt
werden, die selbst sehr entwickelte Fähigkeiten und
Kenntnisse besitzen - die also einen speziell hier
für eingerichteten Bildungsprozess durchlaufen ha
ben. Andererseits ist für die Steigerung der Produk
tivkräfte Forschung notwendig.

Wissenschaft und Bildung sind also auf den Pro
duktionsprozess bezogen: Die Wissenschaft muss pri
mär in diesem nutzbares Wissen produzieren, wäh
rend die Bildung primär anwendbare Arbeitskraft her
vorbringen muss. Da dieser Produktionsprozess kapi
talistisch ist, bildet die Nützlichkeit jedoch nicht die
einzige Anforderung an Wissenschaft und Bildung:
Sie müssen auch verwertbares Material produzieren.
Es reicht nicht, dass sie schlechthin nützlich sind
für das individuelle und gesellschaftliche Leben: Ihre
Nützlichkeit ist auf Wertbildung und -realisation be
schränkt, ist der Verwertbarkeit unterworfen. Dieser
sind die Lebensangelegenheiten und Interessen der
Individuen gleichgültig; die Wertbewegung steht als
die fremde Macht der Gesellschaft dem individuellen

Dasein gegenüber. Wie in allen Bereichen in dieser
Gesellschaft sind auch in Bildung und Wissenschaft
die Individuen in Tätigkeiten hineingezwungen, die
einer freien Entwicklung und einem Leben nach den
eigenen Bedürfnissen entgegenstehen; sie zeigen sich
praktisch u.a. in Prüfungspflichten und dem damit
einhergehenden Lernzwang (s. dazu unten). Aber
auch der Inhalt des Nutzens selbst ist modifiziert:

Gesellschaftliche Bedürfnisse, hinter denen nicht ge
nügend Zahlungskraft steht, finden auch durch Bil
dung und Wissenschaft keine ausreichende Berück
sichtigung, während andererseits fragwürdigen, aber
zahlungskräftigen Bedürfnissen ihr Produkt gegeben
wird. Die unterschiedliche Zahlungskraft ist in Herr
schaft und Ausbeutung begründet, ebenso aber die
Bedürfnisse und mit ihnen die Produkte. Unter die
sen Voraussetzungen gilt vieles als nützlich, was von
einem sozialistischen Standpunkt aus in seiner Nütz
lichkeit als fragwürdig erschiene, zum Beispiel Sol
daten und Rüstung, Psychotechnik oder Herrschafts
wissen, Kernkraft und Automobil. Bildung und Wis
senschaft müssen also gesellschaftlich nützlich sein -
aber unter dem Diktat des Marktes und unter den
Bedingungen von Herrschaft und Ausbeutung.

Mit dem Zweck der Kapitalverwertung ist die Un
terscheidung von direkt verwertbarem Spezialwis-
sen und von nur indirekt verwertbarem, aber den
noch notwendigen Allgemeinwissen verbunden: Die
beständig sich verändernden Produktivkräfte erfor
dern eine gewisse Vielseitigkeit der Arbeitskraft, da

mit diese sich an neue Produktionsprozesse anpassen
kann. Für situationsabhängiges Handlungsvermögen
und eigenständiges Arbeiten ist ein gewisses Maß
an Kreativität und Erfindungsgeist nötig. Die immer
wichtiger werdenden intellektuellen Fähigkeiten be
wegen sich von ihrer Natur her im Allgemeinen und
gehen nicht im einzelnen Arbeitsprozess auf. Bildung
kann sich daher nicht darauf beschränken, bloß für
spezialisierte Anwendungen geeignete Arbeitskräfte
hervorzubringen. Sie muss immer auch darüber hin
ausgehen und Fähigkeiten und Kenntnisse vermit
teln, die allgemeiner Natur und getrennt vom je
spezifischen einzelnen Arbeitsprozess sind. Auch in
der Wissenschaft zeigt sich ein solcher Unterschied
zwischen der aufs Einzelne und der aufs Allgemei
ne bezogenen Tätigkeit. Neben der konkreten Tech
nologieentwicklung, die unmittelbar ins Produzieren
übergeht, braucht es immer auch die Entwicklung
von allgemeinem Wissen, mit dem Technologie nicht
nur verfeinert, sondern qualitativ umgewälzt werden
kann, also so etwas wie Grundlagenforschung.

Dieses Moment des Allgemeinen in Bildung und
Wissenschaft entzieht sich stets vorgegebenen Zwe
cken, d.h. auch dem der Verwertung. Es muss im
mer unabhängig von der konkreten Anwendbarkeit
operieren, da sonst die Funktionen der Anwendung
selbst, wie oben beschrieben, durchbrochen wären.
Zugleich ist es, und zwar als Unabhängiges, Allge
meines, notwendig für die spezifische Tätigkeit. Dem
Kapital geht es natürlich nur um letztere, da nur
durch sie produziert und Wert gebildet werden kann.
Das Moment des Allgemeinen ist hier immer nur im
Resultat erfolgreicher Verwertung interessant. Dieses
selbst ist jedoch unberechenbar: Ob Grundlagenfor
schung und Allgemeinbildung rentable Ergebnisse lie
fern, kann immer erst hinterher festgestellt werden.

Diese Unberechenbarkeit bildet ein wichtiges Mo
ment der Erklärung, weshalb die Wissenschaft zum
großen Teil aus der Privatwirtschaft ausgegliedert
und Aufgabe des Staates ist, dem die Sicherung
der allgemeinen Reproduktionsbedingungen des Ka
pitals obliegt. Betreiben die Unternehmen privat For
schung, so tragen sie auch das Risiko, dass diese
keine verwertbaren Ergebnisse erbringt. Es kommt
ein zweites Moment hinzu, nämlich dass Wissens
produkte nicht materiell gebunden sind, daher von
Konkurrenten leicht entwendet werden können bzw.

umgekehrt für jeden Wissensproduzenten die Gefahr
der Benutzung des Wissens durch andere besteht,
so dass eigene Wissensproduktion immer riskant ist.
Vermiede das Kapital allerdings aus diesen Gründen
bestimmte Forschungen, und das beträfe insbesonde
re Grundlagenforschung, so wäre die Kontinuität des
technischen Fortschritts in Gefahr; der ist aber für
die ständig erweiterte Ausdehnung des Mehrwerts,
wie sie die kapitalistische Produktion kennzeichnet,
notwendig. In dem Maße, in dem der Staat die For
schung übernimmt, nimmt er den Einzelkapitalen
auch das mit den Forschungsausgaben verbundene
Verwertungsrisiko ab. Insofern hat das Kapital das
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Interesse, dass der Staat einen möglichst großen Teil
der notwendigen Forschung bzw. ihrer Finanzierung
übernimmt.

Andererseits wird die staatliche Forschung wie al
le anderen Staatsausgaben auch durch Steuern oder
durch staatliche Verschuldung, d.h. durch Abzüge
von dem unter der Regie des Kapitals produzier
ten oder zukünftig zu produzierenden Wertprodukt
finanziert. Die staatlich betriebene Wissenschaft bil

det für das Kapital indirekt Kosten oder Abzüge vom
Mehrwert, die zur Akkumulation notwendig sind,
aber den Waren keinen Wert zusetzen, daher auch
keinen Mehrwert bilden. Das Kapital strebt danach,
diese Kosten so weit wie möglich zu reduzieren. Da
durch wird auch staatliche Forschung tendenziell ein
geschränkt, selbst wenn damit die kontinuierliche ge
samtgesellschaftliche Akkumulation in Gefahr gerät.
Die Entwicklung der Wissenschaft und der staatli
chen Wissenschaftspolitik ist also permanent durch
den Widerspruch gekennzeichnet, dass das Kapital
ein Interesse an verwertbaren Forschungsergebnissen
hat, zugleich jedoch danach strebt, die Forschungs
ausgaben möglichst zu reduzieren.

Auch die Bildung ist im Wesentlichen staatliche
Angelegenheit. Hier besteht ein ähnlicher Wider
spruch. Unternehmen brauchen qualifizierte Arbeits
kräfte, die sie zum Teil für ihre spezifischen Anfor
derungen selbst ausbilden müssen. Doch gehen Bil
dungsausgaben für Unternehmen nie unmittelbar in
die Verwertung ein; die Bildung wird zunächst nur
zum Eigentum der ausgebildeten Arbeitskräfte. Die
sen steht es frei, nach Ihrer Ausbildung den Be
trieb zu verlassen und bei anderen, u.U. besserzahlen
den Unternehmen anzuheuern. Diese profitieren dann
gleichsam als Trittbrettfahrer von dem ausbildenden
Unternehmen. Insofern tendieren die Einzelkapitale
dazu, die eigene Ausbildung zu vermeiden oder zu
minimieren.

Hinzu kommt, dass die Arbeitsprozesse im Bil
dungswesen sich schlecht rationalisieren lassen. Stei
gerungen der Arbeitsproduktivität sind hier kaum
möglich. Daher ist es schwierig, Bildung und Ausbil
dung selbst als profitables Geschäft zu organisieren.
Es gibt zwar Privatschulen und private Hochschulen,
doch entweder sind diese einer Elite vorbehalten, die
sich exorbitante Studiengebühren leisten kann, oder
diese kapitalistischen Bildungsunternehmen extrahie
ren Profite aus dem Bildungsprozess, indem sie die
Qualität der Bildung senken oder die Arbeitszeit der
dort beschäftigten Arbeitskräfte verlängern und ih
re Löhne drücken. Diese Verwertungsmöglichkeiten
sind jedoch relativ begrenzt.

Der Staat löst diese Probleme, indem er selbst zum
großen Teil dieAusbildung der Arbeitskräfte gewähr
leistet. Aber auch hiergilt, dass die staatlichen Aus
bildungskosten durch die Besteuerung entweder in
den Wert der Arbeitskraft eingehen oder (über Ka
pitalsteuern) Abzüge vom Mehrwert darstellen. Das
Kapital hat daher auch das Interesse, die staatlichen
Bildungsausgaben so weit wie möglich zu drücken.

Die Trennung von Bildung und Wissenschaft ei
nerseits und privater Wirtschaft andererseits ist, wie
schon angedeutet, keine absolute. Viele staatliche
Forschungen werden von vornherein mit dem Ziel
produktiver Anwendung durchgeführt. Es gibt an
staatlichen Forschungseinrichtungen zahlreiche von
Unternehmen finanzierte Projekte. Umgekehrt kann
Grundlagenforschung, soweit sie z.B. durch Paten
te vor der Konkurrenz geschützt ist, für ein Unter
nehmen sinnvoll sein. Ähnlich ist es bei der Bildung.
Unter bestimmten Voraussetzungen kann es für Un
ternehmen vorteilhaft sein, Arbeiterinnen durch ei
gene Ausbildung an sich zu binden und sie mit den
Spezialitäten des Unternehmens von vornherein ver
traut zu machen; auch dies gedeiht unter dem Schutz
vor der Konkurrenz, wie er gerade unter korporatis-
tischen Verhältnissen unter anderem durch die Ta

rifbindung erreicht wird. Auch gibt es privat betrie
bene Bildungseinrichtungen, Gymnasien und Hoch
schulen, die als ihr Produkt hochwertige Bildung ver
kaufen. Damit seien nur die augenfälligsten Verzah
nungen von Staat und Wirtschaft in Bezug auf Bil
dung und Wissenschaft genannt.

Widersprüche in der Bildungsökonomie

Bildung und Wissenschaft sind unter den Bedingun
gen der kapitalistischen Produktionsweise nicht Teil
eines im Zusammenhang geplanten gesellschaftlichen
Produktionsprozesses, sondern existieren als getrenn
te gesellschaftliche Sphären, sei es im Staat, sei es in
privaten Unternehmen. Die Produktion von Arbeits
kräften im Bildungswesen und die Produktion von
wissenschaftlichem Wissen sind daher genau demsel
ben Problem unterworfen wie alle unabhängige Pro
duktion in der bürgerlichen Gesellschaft. Es lässt sich
nicht voraussehen, ob die Produktion auf ein entspre
chendes gesellschaftliches Bedürfnis stößt bzw. die
ses in dem erforderlichen Umfang befriedigt. Auch
hier ist der gesellschaftliche Zusammenhang zerrissen
und kann immer erst nachträglich über den Markt,
hier den Arbeits- und den Wissensmarkt, hergestellt
werden. Diesschließt ein, dass Bildung und Wissen
schaft sich im ökonomischen Sinne als nutzlos erwei

sen können: es zeigt sich im Nachhinein, dass Ar
beitskräfte ausgebildet wurden, die nicht gebraucht
werden, und dass Wissen produziert wurde, das wert
los ist. Der Staat kann also prinzipiell nicht exakt die
Fähigkeiten liefern, die je aktuell benötigt werden.
Gerade für die Arbeitskräfte ist diese permanent pro
duzierte Nutzlosigkeit jedesmal katastrophal.

Obwohl für die kapitalistische Produktion beides,
die Allgemeinbildung wie die Spezialisierung, not
wendig ist, tendiert das Kapital zu einer einseitigen
Zwecksetzung; es fördert Spezialisierung, Anwend
barkeit, direkte Nützlichkeit, weil nur dies unmittel
bar verwertbar ist. Wissenschaft und Bildung ste
hen von daher immer unter dem Druck, Praxisnä
he, Berufsorientierung, ökonomische Nützlichkeit zu
beweisen. Darauf zielen nicht zuletzt die gegenwär
tigen Reformbewegungen im Bildungs- und Wissen-
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schaftswesen, die daher auch als „ökonomisierung"
bezeichnet werden. Würde diese Bewegung zu Ende
geführt, untergrübe das Kapital seine eigenen Grund
lagen; aber auch die bis jetzt durchgeführten Stu
dienreformen entziehen wahrscheinlich für eine all
gemeine und kontinuierliche Verwertung notwendige
Fähigkeiten wie Kontextdenken, breite Kenntnisse,
Kreativität, die im Arbeitsprozess gebrauchtwerden.

Dieser Widerspruch existiert nicht nur für das ein
zelne Kapital, sondern auch volkswirtschaftlich, d.h.
für die staatliche Bildungsökonomie. Die umfassen
de, „ganzheitliche" Ausbildung ist teuer, dauert lang
und muss danach noch für die je besonderen Be
dürfnisse des Produktionsprozesses angepasst wer
den. Dafürerhalten die Ausgebildeten allgemeine Fä
higkeiten, mit denen sie vielseitig einsetzbar sind und
sich schnell an Veränderungen im Produktionspro
zess anpassen können; derartige Bildung bildet al
so eine langfristige Investition in das „Humankapi-
tal" des Staates. Umgekehrt helfen die Engführung
der Ausbildung und die Verkürzung der Ausbildungs
zeiten, Kosten zu sparen, und die ausgebildeten Ar
beitskräfte werden früher in der Produktion verfüg
bar. In der Kalkulation der Bildungsausgaben und
ihrer Finanzierung steht auch der Staat, obwohl er
die Kontinuität der Verwertungsbedingungen garan
tieren muss, in dem Widerspruch zwischen möglichs
ter Schonung des Staatshaushaltes und den Notwen
digkeiten der Reproduktion. Heute, wo die Staats
einnahmen im Vergleich zu den Ausgaben beständig
weniger werden und die Schuldenlasten steigen, er
höht sich der Druck auf den Staat, möglichst we
nig für Bildung auszugeben und einen kurzfristigen
Rückfluss der Bildungsausgaben zu erzielen.

Neben der Ökonomie des Staatshaushaltes selbst
ist für den Staat aber ebenfalls die Verwertung des
Kapitals von Bedeutung. Jede zusätzliche Qualifika
tion erhöht den Wert der Arbeitskraft und bildet so
eine Verwertungsschranke für das Kapital, obwohl für
die entwickelte Produktion hochqualifizierte Arbeits
kräfte notwendig sind. Der Staat versucht diesen Wi
derspruch zu lösen und die Effizienz des Bildungspro
zesses zu steigern, indem er möglichst viel Qualifika
tion in möglichst kurzer Zeit produziert; das erfor
dert eine passgenaue Ausbildung, in der unrentable
Bildungsprozesse möglichst unterdrückt werden müs
sen.

Die Formbestimmung der Bildung durch die
Arbeitsteilungim Kapitalismus

Das Bildungswesen dient dazu, die Individuen darauf
vorzubereiten, einen bestimmten Platz in der gesell
schaftlichen Arbeitsteilung einzunehmen. Bei dieser
Arbeitsteilung geht es zum einen um eine Teilung
in verschiedene Berufe, d.h. eine technisch bestimm
te Arbeitsteilung; hieraus sind auch die verschie
denen Fächer und Spezialisierungen an den Hoch
schulen begründet. Das Bildungswesen trägt aber
ebenso zur Reproduktion der kapitalistischen Klas
senstruktur und anderer Herrschaftsverhältnisse bei.

Wesentlich hierfür ist, dass die Klassenstruktur, de
ren Grundlage der Gegensatz von Kapitalisten und
Lohnarbeiterinnen ist, notwendig mitder Teilung der
höherbewerteten Kopf- von der niederen Handarbeit
verbunden ist. Zwar sind alle Menschen, wie Gram-
sci (1996, 500) sagt, Intellektuelle (weil jede Tätig
keit geistige Anteile hat), doch haben in der Gesell
schaft nur wenige auch die Funktion eines Intellek
tuellen, also zum Großteil bessergestellte Direktions
und Herrschaftsfunktionen innerhalb der Betriebe.
Des Weiteren arbeiten Intellektuelle Lebensweisen
aus und organisieren den gesellschaftlichen Zusam
menhalt, indem sie zur Produktion von Konsens,
zur Ausarbeitung von Kompromissen beitragen. Die
Ausbeutungs- und Herrschaftsverhältnisse des Kapi
talismus sind also eng mitderTrennung von geistiger
und körperlicher Arbeit verknüpft.

Das kapitalistische Bildungswesen kann nun nicht
alle Arbeitskräfte auf die intellektuelle Stufe von
funktionalen Intellektuellen bringen, es muss unter
schiedliche Qualifikationsniveaus erzeugen: Wenn die
Arbeitskräfte zu viel wissen und zu hoch qualifiziert
sind, so ist dies für das Kapital dysfunktional, weil die
Vermittlung zusätzlicher Qualifikationen den Wert
der Arbeitskraft erhöht, und auch für den Staat in
seiner ökonomischen Funktion zu teuer wird (ganz
abgesehen von den möglichen politischen Folgen ei
ner hohen Bildung und eines kritischen Reflexionsver
mögens). Zu einem großen Teil werden in der gesell
schaftlichen Arbeitsteilung relativ geringqualifizierte
Arbeitskräfte gebraucht.

Diese gestuften Qualifikationen, die die gesell
schaftlichen und betrieblichen Hierarchien begrün
den, werden formell beurkundet, alsoalsZeugnis aus
gestellt, womit der eigene Wert und Unwert objektiv
klassifiziert wird und subjektiv äußerste Demütigung
gezeitigt wird. Aber die Zeugnisse sind notwendig,
weil die Auszubildenden so zur Absolvierung voraus
sichtlich nützlicher und verwertbarer Leistungen ge
zwungen sind, sie also in das entfremdete Aneignen
von Wissen hineingezwungen sind, selbst wenn sie
nicht einmal den Hauch eines Interesses dafür haben.
Die formelle Beurkundung soll zudem den quanti
tativen Vergleich individueller Bildungsprozesse und
damit eine relativ einfache Auswahl von Arbeitskräf
ten aus einem massenhaften Angebot ermöglichen.
- Die zahlreich gestuften Abschlüsse bedeuten für
die Individuen zudem eine Determination ihrer zu
künftigen Lebensumstände, was Lebensstandard, Zu
kunftssicherung, Lebenserwartung usw. angeht. Da
her garantieren sie auch die kontinuierliche Auswahl
von Menschen in ähnlich gestufte Lebensniveaus.
Das kapitalistische Bildungssystem ist zum großen
Teil ein Bildungsverhinderungssystem, indem auf den
verschiedenen Stufen durch Prüfungen eine Selekti
on erfolgt, die vielen Individuen eine weitere Bildung
verunmöglicht.

Die technisch bestimmte Arbeitsteilung und die
Arbeitsteilung zwischen Lohnarbeit und Kapital so
wie zwischen geistiger und körperlicher Arbeit wer-
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den durch eine sexistisch und rassistisch bestimm
te Arbeitsteilung überlagert. Das Bildungssystem
ist durch eine geschlechtsspezifische Selektivität ge
prägt, die den Frauen untergeordnete Positionen
in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung zuweist. Das
Gleiche gilt für Migranten und Migrantinnen. Die ka
pitalistischen Zentren, zu denen Deutschland zählt,
nehmen auch in derinternationalen Arbeitsteilung ei
ne beherrschende Stellung ein. Die Hochschulen tra
gen durch die Ausbildung des entsprechenden Perso
nals nicht zuletzt zur Reproduktion der Polarisierung
zwischen den Zentren und der Peripherie im kapita
listischen Weltsystem bei.

Die kulturelle Bedeutung von Bildung und
Wissenschaft

In der bisherigen Analyse von Bildung und Wissen
schaft unter kapitalistischen Verhältnissen wurden
beide immer nur als Funktionselemente in der öko
nomische Reproduktion begriffen. Aber weder be
steht Bildung nur in der Erzeugung von technischen
und Kontrollfähigkeiten noch Wissenschaft nur in der
Produktion von Technologie und Herrschaftswissen.
Auch das Moment des Allgemeinen, das sich der pu
ren Funktion entgegenstellt, war bisher letztlich im
mer auf die Anwendung des Allgemeinen bezogen.

Bildung wie Wissenschaft müssen daher noch an
ders analysiert werden, nämlich in ihrer kulturellen
Bedeutung. Die Fragen der Philosophie nach der
Wahrheit der Erkenntnis und dem Sein des Men
schen, die Frage der ästhetischen Wissenschaften
nach der Bedeutung von Kunstwerken, die Frage der
Geschichtswissenschaft nach der Vergangenheit von
Ereignissen und Institutionen, die Frage der Psycho
logie nach dem inneren Außersichsein, die Frage der
Biologie nach der Unterscheidung von organischer
und anorganischer Materie, die Fragen der Physik
nach den fundamentalsten Strukturen des Kosmos
und seinem Ursprung - all dies lässt sich nicht in
Nützlichkeit, Funktionalität, techne auflösen. Diese
Fragen müssen als subjektive Gehalte von Bildung
und Wissenschaft, als kulturelle Akte, die den Sinn
des Menschen für sich und die Welt betreffen, begrif
fen werden. Und sie stellen auch keinen Randbereich
der Wissenschaften dar, sondern machen das Wesen
der Wissenschaft mit aus.

Die Berücksichtigung dieser kulturellen Momen
te der Wissenschaft ist absolut wichtig, da sie ei
ner rein ökonomischen Analyse aus dem Kategori
enraster fallen und selbige, wird sie mit ihnen kon
frontiert, unreflektiert in ein Humboldtsches, idea
listisches Verständnis von Wissenschaft zurückfällt.
Statt sie im Zuge dessen als wichtige Menschheits
aufgaben zu verteidigen, ist die spezifische Form der
obigen Fragen in der bürgerlichen Gesellschaft an
zugreifen: Die Kritik der politischen Ökonomie von
Bildung und Wissenschaft muss um ihre Kulturkri
tik ergänzt werden. Einer Kritik der politischen Kul
tur würde etwa Erkenntnis, die als reine Tätigkeit
des Menschen aufgefasst wird und die nicht auf ver

ändernde, gegenständliche Praxis bezogen ist, oder
das Schöne, soweit es eine hervorgehobene morali
sche Qualität des wahren Menschen bildet, Thema
sein. Sie würde die Spaltung in Hoch- und Volkskul
tur als Moment der Reproduktion der Klassen kri
tisieren und die Hochschulen als Orte analysieren,
an denen die Eliten sich reproduzieren, indem sie ih
re Distinktionsbedürfnisse kultivieren und sich ihrer
kulturellen Überlegenheit vergewissern.

Die Kultur, diedurch dieWissenschaften systema
tisch ausgearbeitet, auf ihren Begriff gebracht und
durch die Bildung reproduziert wird, hat, wiewohl
sie nicht nur funktional begriffen werden kann, ge
sellschaftliche Funktionen, etwa die Produktion von
Autonomie- und Reflexionsfähigkeit, einer verfeiner
ten Bedürfnisstruktur oder als Kommunikations- und
Symbolverständnisfähigkeit. Insbesondere bestehen
in ihrdie Ideologien, diefür einestabile Reproduktion
sehr wichtig sind; Legitimationen für die schlimms
ten Verbrechen und Verhältnisse werden von Wis
senschaftlern oft gerade in einem aufklärerischen,
zumindest nicht bewusst betrügerischen Selbstver
ständnisausgearbeitet. Als wichtige und unmittelbar
ideologische Wissenschaften im angegebenen Sinne
sind zu nennen die Politologie, insofern sie staatliche
Herrschaftsverhältnisse apologetisiert, die Germanis
tik, insofern sie den spezifisch deutschen National
kult wesentlich mitträgt, die Psychologie, insofern sie
gesellschaftliche Gewalt durch subjektive Fehler aus
tauscht, und die Rechtswissenschaft, insofern sie ge
sellschaftlich bedingtes, als kriminell definiertes Ver
halten radikal individuell zurechnet.

Gerade in Betrachtung des kulturellen Moments
von Bildung zeigt sich, dass sie nicht in ihrer kapi
talistischen Funktion aufgeht. So hat Heinz-Joachim
Heydorn den „Widerspruch von Bildung und Herr
schaft" (Heydorn, 1970) in seinem gleichnamigen
Buch entwickelt: Bildung, auch wenn sie funktional
auf Herrschaft und Ausbeutung angelegt ist, bein
halte dennoch immer Potenzen von Emanzipation.
Durch dieSchulung des Denkvermögens und das An
eignen von Wissen wird jedem Herrschaftsverhält
nis ein Widerspruch entgegengesetzt, da Betrug ent
schleiert, Argumentationen widerlegt und Entschei
dungen selbständig getroffen werden können. Auch
die Wissenschaft, obwohl oben ihre ideologischen
Funktionen hervorgehoben wurden, ist niehieraufbe
schränkt, sondern hat immer auch die Potenz, ihren
eigenen ideologischen Charakter zu überwinden.

Die vom Staat unterhaltene Wissenschaft und Bil
dung kann nicht nur in ihrer unmittelbar ökonomi
schen Funktion begriffen werden. Der Staat ist auch
Erzieher (Gramsci 1996, 1548f), er verkörpert das
imaginäre Allgemeinwohl, zu dem auch die kulturel
le Bedeutung von Bildung und Wissenschaft gehört.
Er darf dabei allerdings nicht als „Kulturliebhaber"
begriffen werden. Das Gemeinwesen unter kapitalis
tischen Bedingungen steht in seiner Kulturfunktion
immer unter dem Diktat ökonomischer Notwendig
keiten, d.h. der ökonomischen Zwecke und Mitteldes
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Entwicklung von Massenproduktion und Massenkon
sum beruhte und für eine gewisse Zeit hohe Wachs
tumsraten garantiert hatte, geriet in die Krise. Im
Zuge der Zunahme der Massenarbeitslosigkeit und
der neoliberalen Angriffe auf die Errungenschaften
der Lohnabhängigen kehrten sich die Kräfteverhält
nisse ab Mitte der 1970er Jahre allmählich um. Die
Restrukturierung des Bildungswesens seit den 1990er
Jahren ist Teil der Versuche, den Wert der Arbeits
kraft zu senken und die Profitabilität des Kapitals
wieder zu erhöhen. Die Ausbildung des Gros der Ar
beitskräfte soll unter anderem in kürzerer Zeit er
folgen, d.h. sie soll billiger werden und die Arbeits
kräfte sollen dem Arbeitsmarkt früher zur Verfügung
stehen. Dazu gehören die Verlagerung früherer Auf
gaben derGrundschulen in die Kindergärten, die Ver
kürzung der Schulzeit an den Gymnasien (G 8), die
Tendenzen zur Verkürzung der Berufsausbildung -
und eben auch die Hochschulreformen. Obwohl es
sich in mancher Hinsicht um europäische bzw. glo
bale Probleme handelt, konzentrieren wir uns im Fol
genden auf die Entwicklung in Deutschland.

Von der Ordinarienuniversität zur
Gruppenuniversität

Staates. Trotzdem istdie Beziehung aufdie kapitalis
tische Produktion eben nur die primäre Bestimmung
von Bildung und Wissenschaft, die unter allen Um
ständen zu leisten ist; ebenso haben sie aber auch
noch andere Bestimmungen. Unter ökonomischem
Druck können letztere zur Seite gedrängt werden,
wie es momentan zum Teil im Zuge der neolibera
len Hochschulreformen geschieht. Doch weil Kultur
selbst vermittelt ökonomische Funktionen hat, be
droht auch das die langfristigen Verwertungsbedin
gungen.

Die dargestellten Widersprüche implizieren, dass
Bildung und Wissenschaft nicht in ihren kapitalis
tischen Funktionen aufgehen, sondern selbst zum
Kampffeld werden. In welchem Maße Bildung und
Wissenschaft staatlich oder privat organisiert wer
den, ob sie insgesamt reduziert oderausgebaut wer
den, wer wieviel für sie zu zahlen hat, in welchem Ver
hältnis Grundlagenforschung und anwendungsorien-
tierte Forschung, Allgemeinbildung undspezialisierte
Bildung betrieben werden, wie die Selektionsmecha
nismen des Bildungssystems gestaltet werden, inwie
weit die ökonomischen und kulturellen Funktionen
von Bildung und Wissenschaft realisiert werden oder
nicht - all dies hängt von den sozialen Kämpfen ab,
die direkt oder indirekt darum geführt werden. Ta
rifauseinandersetzungen beispielsweise, die unmittel
bar gar nichts mit Bildung und Wissenschaft zu tun
haben, beeinflussen deren Entwicklung gleichwohl.
Umgekehrt gilt, dass die Auseinandersetzungen auf
dem Terrain der Bildung und der Wissenschaft Teil
der Klassenkämpfe sind, die die Gesellschaft struktu-

Die Hochschulen sind seit jeher den Erfordernissen
kapitalistischer Reproduktion angepasst worden. In
sofern ist die „ökonomisierung der Bildung" nichts
Neues. Gleichwohl werden bei einem Vergleich der
Hochschulpolitik der letzten zehn Jahre mit den
Hochschulreformen der späten 1960er und frühen
1970er Jahre grundlegende Unterschiede deutlich
(vgl. dazu ausführlich Keller 2000, Wernicke 2009).

Die Ära des Fordismus war in Deutschland zu
nächst dadurch gekennzeichnet, dass die Expansion
des Bildungswesens hinter dem Wachstum der Wirt
schaft zurückblieb. Autoren wie Picht (1965) kriti
sierten, dass die BRD im Vergleich zu anderen Na
tionen zunehmend zurückfallen werde, wenn die Bil
dungsausgaben nicht deutlich gesteigert würden. Die
Industrie beklagte einen Mangel an akademischen
Fachkräften. Die Struktur der Ordinarienuniversität,
die sich von der Kaiserzeit bis in die 1960er Jahre
nicht wesentlich geändert hatte und von Konservati
ven beherrscht wurde, erwiessich als Hemmschuh für
die notwendige Anpassung an die Erfordernisse der
kapitalistischen Modernisierung. Beispielsweise wei
gerten sich Ende der 1960er Jahre die etablierten
Fakultäten, Informatik und Biochemie als selbstän
dige Fächer anzuerkennen (Bultmann 1996, 334).

In der vor allem durch sozialliberale Kräfte gepräg
ten Bildungsreform der späten 1960er und frühen
1970er Jahre flössen ökonomische, soziale und de
mokratische Motive zusammen. Bildung wurde als
Bürgerrecht verstanden, Ziel war die „soziale Öff
nung" der Hochschulen. 1970 wurde das „Hörergeld",
die damalige Form der Studiengebühren, abgeschafft.
Mit dem 1971 in Kraft getretenen Bundesausbil
dungsförderungsgesetz (BAföG) wurde die staatliche
Unterstützung der Ausbildung von Schülern und Stu-

neren.

2. Die autoritären und neoliberalen
Hochschulreformen des letzten Jahrzehnts

Der in den 1990er Jahren vorbereitete und in den
letzten zehn Jahren auf breiter Front durchgesetzte
autoritär-neoliberale Umbau der Hochschulen gleicht
in seinen Dimensionen den Bildungsreformen der spä
ten 1960er und frühen 1970er Jahre. Er muss im Zu
sammenhang mit der Umstrukturierung derSchulen,
der beruflichen Bildung und der Weiterbildung gese
hen werden - es handelt sich um eine tief greifen
de Transformation des gesamten Bildungswesens. In
ihr artikulieren sich die Widersprüche, die seit jeher
mit den Funktionen von (Aus-)Bildung und Wissen
schaft in den von der kapitalistischen Produktions
weise beherrschten Gesellschaften verbunden sind, in
neuen Formen. Die Transformation des Bildungswe
sens muss im Zusammenhang mit dem Rückgang des
Wirtschaftswachstums und den verschärften Vertei
lungskämpfen seit den 1970er Jahren gesehen wer
den. Die Periode von Ende der 1960er Jahre bis Mitte
der 1970er Jahre wardurch eine Offensive der Lohn
abhängigen gekennzeichnet, die zeitweise zu einem
Anstieg der Lohnquote in den kapitalistischen Zen
tren führte, während die Produktivitätszuwächse san
ken. Im Ergebnis sanken die Profitraten; die fordis-
tische Entwicklungsweise, die auf der kombinierten
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dentlnnen ausgebaut. Die Zahl der Schulabgänger
mit (allgemeiner oder fachgebundener) Hochschul
reife stieg von 11,3% im Jahr 1970 auf 37,2% im
Jahr 1994, die Zahl der Studierenden stieg im selben
Zeitraum von 510.000 auf 1,85 Mio. (ebd. 334f).

Die Offensive der „Neuen Linken" rief jedoch zu
gleich auch reaktionäre Kräfte auf den Plan. Mit dem
Radikalenerlass von 1972 wurde die Grundlage ge
schaffen, um Sozialisten aus dem öffentlichen Dienst
auszugrenzen. 1973 schrieb ein Urteil des Bundesver
fassungsgerichts die Mehrheit der Professoren in al
len universitären Gremien fest und beschränkte damit

die zarten Ansätze demokratischer Mitbestimmung
von Studierenden und Mitarbeiterinnen in der „Grup
penuniversität". Die Überwindung der Ordinarienuni
versität blieb so auf halbem Wege stecken. Die erneu
te Stärkung des Status der Professoren bei den fol
genden Novellen der Hochschulgesetzgebung zielte
darauf, unkontrollierbare demokratische Prozesse zu
unterbinden und die antikapitalistisch und emanzi-
patorisch orientierten Kräfte, die zu dieser Zeit unter
den Studierenden und im Mittelbau weit stärker wa

ren als heute, zurückzudrängen. Mit der Wirtschafts
krise 1974/75 endete auch der Ausbau der Hoch
schulen. 1977 beschlossen die Landesregierungen, die
Hochschulen für Studierwillige zwar weiter offen zu
halten, aber nicht mehr in den Hochschulausbau zu
investieren. In den folgenden zwei Jahrzehnten ver
doppelten sich die Studierendenzahlen nahezu, wäh
rend der Personalbestand der Hochschulen stagnier
te. Die zunächst als „Überlast" definierte Situation
an den Hochschulen wurde zum Normalzustand. Der

Anteil der Hochschulausgaben am Bruttosozialpro
dukt sank von 1,3% Mitte der 1970er Jahre auf 0,9%
Anfang der 1990er Jahre (ebd. 336f). Gleichzeitig
stieg die Akademikerarbeitslosigkeit stark an, und die
Hochschulen entwickelten sich auch zu einer Art Ar

beitslosenzwischenlager.

Die Kräfte, die die demokratischen Hochschulre
formen der frühen 1970er Jahre getragen hatten,
ermatteten, resignierten und zerfielen in den spä
ten 1970er und 1980er Jahren. Konservative rea

gierten auf die Entwicklung der „Massenuniversi
tät" frühzeitig mit Forderungen nach einer stär
kere Selektion beim Hochschulzugang, einer inter
nen Differenzierung des Hochschulsystems und der
Verkürzung der Studienzeiten, konnten sich aber
lange nicht durchsetzen. Bis in die 1990er Jah
re war das Kräfteverhältnis an den Hochschulen

auf der institutionellen Ebene gleichsam eingefroren,
gleichwohl fanden Verschiebungen im Untergrund
statt. Bultmann (1996, 340) spricht von Struktu
ren „halbdemokratisch-technokratisch-oligarchischer
Kompromisse". Einzelne Strukturveränderungen wur
den bereits in dieser Phase vollzogen, so z.B. die
Teilung von immer mehr Stellen wissenschaftlicher
Mitarbeiterinnen in halbe Stellen, was zu einer stei
genden Mitarbeiterzahl bei gleichbleibenderZahl der
Planstellen führte.

Von der Gruppenuniversität zur Präsidialuniversität

War die fordistische Bildungsökonomie makroökono
misch und auf die Nachfrage nach Studienplätzen
bzw. Absolventen ausgerichtet, so setzte sich im Lau
fe der 1990er Jahre der neoliberale, mikroökonomisch
inspirierte Modernisierungsdiskurs auch in den Hoch
schulen durch. Der Wissenschaftsrat, das wichtigste
wissenschaftspolitische Beratungsgremium der Bun
desregierung, gab bereits 1985 seine „Empfehlungen
zum Wettbewerb im deutschen Hochschulsystem"
ab und befürwortete die Stärkung von Konkurrenz
mechanismen auf allen Ebenen. Dies blieb jedoch
zunächst noch folgenlos. Erst Anfang der 1990er
Jahre konnten sich die wichtigsten staatlichen Ak
teure im Feld der Hochschulpolitik - die Bundes
regierung, die Kultus- und Finanzminister der Län
der, die Hochschulrektorenkonferenz und der Wis

senschaftsrat - auf gemeinsame Grundsätze für die
geplante Umstrukturierung der Hochschulen einigen.
Voraussetzung dafür war die Konvergenz der tech
nokratischen, auf Sparpolitik und Output-Effizienz
orientierten Kräfte und der auf Einschränkung des
Hochschulzugangs und Elitebildung zielenden kon
servativen Kräfte. Diese Konvergenz konnte sich erst
in dem Moment durchsetzen, als beide Kräfte in
der Entwicklung marktähnlicher Steuerungsmecha
nismen die Mittel für die Durchsetzung ihrer Zie
le erkannten und als die deutsche „Wiedervereini
gung" und die Vertiefung der europäischen Integrati
on die Verhältnisse in Bewegung brachten. Bezeich
nend für diesen Prozess war z.B. die Abkehr der

Hochschulrektorenkonferenz im Jahr 1991 von der

früheren Position der Westdeutschen Rektorenkon

ferenz, dass die Hochschulen für alle Studierwilligen
mit Hochschulzugangsberechtigung offen zu halten
seien (HRK 1992). Die Grundelemente der zukünf
tigen Restrukturierung der Hochschulen zeichneten
sich 1992/93 bereits deutlich ab: Die leistungsbezo-
gene Mittelvergabe, der Übergang zu Globalhaushal
ten, die Schaffung einer Datengrundlage für die leis-
tungsbezogene Mittelvergabe durch Evaluation, die
Stärkung der Hochschulleitungen auf Kosten der de
mokratischen Partizipation der Gruppen in den uni
versitären Gremien, die Auswahl der Studierenden
durch die Hochschulen und die Einführung von Stu
diengebühren (vgl. Wissenschaftsrat 1993, Eckwer
tepapier 1993).

Ein wichtiger Impulsgeber für die konkrete Aus
arbeitung der Umstrukturierung der Hochschulen
war und ist das 1994 gegründete und gemeinsam
von der Bertelsmann-Stiftung und der Stiftung zur
Förderung der Hochschulrektorenkonferenz getrage
ne Centrum für Hochschulentwicklung (CHE). Die
Hochschulen werden vom CHE als Betriebe kon

zipiert, die in Konkurrenz zueinander und zu an
deren Anbietern Dienstleistungen in den Bereichen
der Forschung, der Lehre, des Wissenstransfers, der
Wirtschaftsförderung und Kultur erbringen sollen.
Das Verhältnis zwischen dem Input an Ressour
cen und dem Output an Dienstleistungen soll da-
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bei durch marktförmige Steuerungsmechanismen op
timiert werden. Professoren sind also Dienstleister,
Studierende sind Kunden. Mit diesem Verständnis
der Hochschule als Dienstleistungsbetrieb grenztsich
das CHE sowohl von der Ordinarienuniversität, in
der die Gelehrten alimentiert werden wollen, ohne
sich rechtfertigen zu müssen, als auch von der Auf
fassung der Hochschule als Staatsapparat, dessen
Steuerungdie Wissenschaftsverwaltung beansprucht,
als auch von der Gruppenuniversität als demokra
tischem Austragungsort von Interessensgegensätzen
ab (Bultmann 1996, 341ff). Inzwischen ist die Sicht
weise der Hochschule als Dienstleistungsbetrieb he-
gemonial.

Die Anpassung der staatlichen Finanzierung der
Hochschulen an die Nachfrage nach Studienplätzen,
die in der Praxis bereits Mitte der 1970er Jahre auf

gegeben worden war, wird von der Wissenschaftsad
ministrationseit den frühen 1990er Jahren auch pro
grammatisch verworfen. Eine Ausweitung der staat
lichen Bildungsfinanzierung wird mit dem Argument
abgelehnt, sie würde Fehlentwicklungen zementie
ren. Stattdessen wird von den Hochschulen erwartet,
dass sie ihre inneren Strukturen so verändern, dass
sie sich mit einer stagnierenden oder auch schrump
fenden staatlichen Finanzierung arrangieren können.
Mehr noch: Die Hochschulen sollen einen finanziel

len Input nur dann erhalten, wenn sie sich auch durch
einen entsprechenden Output rechtfertigen können.
Beabsichtigt ist also eine an der Leistung orientierte
Ressourcenverteilung. Diese setzt voraus, dass die an
den Hochschulen erbrachten Leistungen tatsächlich
gemessen und bewertet werden (können).

Hochschulen können natürlich nur dann ihr Ver

hältnis von Input und Output unter den Bedin
gungen staatlicher Austeritätspolitik selbst optimie
ren, wenn sie autonom handeln können. Um das
Leitbild der unternehmerischen Dienstleistungshoch
schule zu verwirklichen, ist es also notwendig, die
Autonomie der Hochschulen zu stärken. Mit der Au

tonomie der Hochschulen ist in den hegemonialen
Konzepten konkret die Autonomie der Hochschullei
tungen gegenüber der staatlichen Verwaltung, aber
auch gegenüber den ständischen Interessen der Pro
fessoren sowie gegenüber den demokratischen An
sprüchen von Mitarbeiterinnen und Studierenden ge
meint. Die Hochschulleitung repräsentiert ein fiktives
Gesamtinteresse der Hochschule, das sie im Zwei
felsfall gegen die überkommenen ständischen Inter
essen der Professoren sowie gegen die zentrifugalen
Partikularinteressen von Mitarbeiterinnen, Studie
renden, Behinderten- und Frauenbeauftragten, Aus
länderbeauftragten, Schwulen- und Lesbenreferaten
etc. durchsetzen soll. Marktförmige Steuerungsme
chanismen und autokratischer Durchgriff des Präsi
diums sind hier zwei Seiten einer Medaille. Mit den

neuen Hochschulgesetzen wurden die Grundlagen für
die Umsetzung dieses Programms geschaffen - der
Übergang von der Gruppen- zur Präsidialuniversität
wurde vollzogen.

Der 1997 veröffentlichte Gesetzentwurf der Bun
desregierung für die vierte Novelle des Hochschulrah
mengesetzes (HRG) verfolgte das Ziel, „durch Dere
gulierung, durch Leistungsorientierung und durch die
Schaffung von Leistungsanreizen Wettbewerb und
Differenzierung zu ermöglichen sowie die interna
tionale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Hoch
schulen für das 21. Jahrhundert zu sichern" (Deut
scher Bundestag 1997). Im Einzelnen zielte die HRG-
Novelle auf die Einführung einer leistungsorientier
ten Hochschulfinanzierung, eine Evaluation von For
schung und Lehre, die Neudefinition und-festlegung
der Regelstudienzeit, die Einführung eines Leistungs
punktsystems zur Akkumulation und zum Transfer
von Studien- und Prüfungsleistungen, die Ermög
lichung der Vergabe der gestuften Hochschulgrade
„Bachelor" und „Master", die Einführung einer Leis
tungsquote bei der Ortsverteilung der Studienplät
ze und die Aufnahme eines Hochschulauswahlverfah
rens in das allgemeine Auswahlverfahren für einen
Teil der Studienplätze in bundesweit zulassungsbe
schränkten Studiengänge. Um die .Autonomie der
Hochschulen" zu stärken, wurden gleichzeitig ver
schiedene HRG-Regelungen zur inneren und äußeren
Organisation der Hochschulen fallen gelassen.

Die Regelstudienzeit für die konsekutiven
Bachelor- und Master-Studiengänge wurde auf ma
ximal 10 Semester festgelegt, eine längere Regelstu
dienzeit sollte nur ausnahmsweise möglich sein. Die
Einführung der Bachelor- und Master-Studiengänge
zielte auf die Internationalisierung des Arbeitsmark
tes für Akademiker durch Anpassung an das an
gelsächsische Referenzmodell. Die Bundesregierung
bestritt in der Begründung des Gesetzes, dass die
Einführung der BA- und MA-Studiengänge zu wei
teren Kapazitätsengpässen in den Hochschulen füh
ren könnte. Ihr Argument: Nur ein Teil der BA-
Absolventlnnen werde von der „Option", den MA-
Abschluss zu erwerben, Gebrauch machen. In den
angelsächsischen Ländern würden zwei Drittel der
Studierenden die Universitäten mit dem Bachelor-

Abschluss verlassen. Implizit wurde hier also be
reits eine Übergangsquote von einem Drittel zu den
Master-Studiengängen unterstellt.

Schmalspurstudium und Elitebildung

Die Bundesregierung stand mit diesem Studien- und
Hochschulreformprogramm nicht alleine da. Auch
die französische Regierung zielte zur gleichen Zeit
auf die Einführung der gestuften BA- und MA-
Studiengänge. Die italienische Regierung strebte
ebenso wie die deutsche eine Verkürzung der Stu
dienzeiten an. Um innenpolitische Widerstände zu
umgehen, wurde der Reformprozess auf die europäi
sche Ebenegehievt (Martens/Wolf 2006, 155f). Am
25.5.1998 gaben die Bildungsminister Frankreichs,
Deutschlands, Italiens und Großbritanniens eine „Ge
meinsame Erklärung zur Harmonisierung der Archi
tektur der europäischen Hochschulbildung" ab, die
nach dem Ort ihrer Unterzeichnung auch „Sorbonne-
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in der Woche und 45 Wochen im Jahr nur für ihr
Studium arbeiten. Dass die meisten Studierenden er
werbstätig sind, findet dabei ebensowenig Berück
sichtigung wie die Erziehung von Kindern, (hoch-
schul)politisches oder soziales Engagement. Da die
Prüfungen weitgehend studienbegleitend stattfinden
und ein großer Teil der Veranstaltungen in den Stu
dienordnungen prüfungsrelevant ist, sind Studieren
de und Lehrende ständig mit Prüfungen beschäftigt.
Vom ersten Semester an zählt jede Note. Das Schie
len nach den Noten tritt an die Stelle des Interesses
an der Sache. Die Präsenzpflichten und die Prüfungs
dichte sind gegenüber den früheren Studiengängen
enorm gestiegen. Leistungsdruck und Stress haben
stark zugenommen.

Das ECTS sieht im Übrigen vor, dass relative No
ten vergeben werden, d.h. es steht von vornherein
fest, wie viele Studierende von denen, die eine Prü
fung bestanden haben, die beste Note bekommen,
wieviele die zweitbeste, wie viele die drittbeste usw.
Egal, wie viel ein Studierender gelernt hat, er kann
immer nur im Verhältnis zu anderen gut dastehen.
Dieses System der relativen Beurteilung soll der Ent
wertung von Noten durch die Vergabe „zu guter"
Noten entgegenwirken. Es bringt jedoch ein ande
res Problem mit sich: Ob eine Studierende eine gute
Note bekommt, hängt nicht nur von ihrer Leistung
ab, sondern vor allem von der Intensität der Kon
kurrenz unter den Studierenden. Bei geringer Kon
kurrenz kann auch eine mäßige Leistung gut benotet
werden, während bei großer Konkurrenz auch eine
gute Leistung nur als mittelmäßig benotet werden
kann.

Erklärung" genannt wird. Großbritannien unterstütz
te die Erklärung in der Annahme, dass sich das bri
tische Modell als Referenzsystem durchsetzen wer
de. In der Erklärung wurde gefordert, im Ausland
erbrachte Studienleistungen unbürokratisch anzuer
kennen, die studentische Mobilität zu erhöhen und
zu diesem Zweck ein Kreditpunktesystem für Stu
dienleistungen einzuführen.

Die 1999 in Bologna von 29 europäischen Bil
dungsministern unterzeichnete, völkerrechtlich nicht
bindende „Bologna-Erklärung" stellt im Grunde ei
ne Verallgemeinerung der „Sorbonne-Erklärung" dar.
Die Bildungsminister setzten sich dabei u.a. das Ziel
der „Verbesserung der internationalen Wettbewerbs
fähigkeit des europäischen Hochschulsystems", der
Erhöhung der Mobilität der Studierenden und Absol
ventinnen und der allgemeinen Durchsetzung eines
zweistufigen Systems von Studienabschlüssen. Die
Studienleistungen sollten vergleichbar gemacht wer
den, um wechselseitig anerkannt werden zu können.
Zu diesem Zweck forderten die Bildungsminister, auf
ein Kreditpunktesystem wie z.B. das European Cre
dit Transfer and Accumulation System (ECTS) zu
rückzugreifen. Inzwischen haben sich insgesamt 45
Staaten dem Ziel der Schaffung eines einheitlichen
Hochschulwesens angeschlossen.

Mit dem Kreditpunktesystem wird ein bestimmter
Arbeitszeitaufwand für das gesamte Studium zugrun
de gelegt, dem eine bestimmte Anzahl von Kredit
punkten zugeordnet wird, sodass ein Kreditpunkt für
einen bestimmten Arbeitszeitaufwand steht. Theo
retisch soll somit beim Studienortwechsel ganz klar
sein, welche Arbeitsleistung ein Studierender zuvor
bereits erbracht hat, und zwar sowohl in absolu
ten Größen (d.h. Zeiteinheiten) als auch in relati
ven Größen (d.h. Prozent des gesamten Studiums)
ausgedrückt. Das ganze Modell setzt voraus, dass
das gesamte Studium standardisiert und in einzel
ne, klar definierbare Module unterteilt werden kann.
Dies impliziert die mechanistische Vorstellung, dass
der Verlauf jedes Studiums unabhängig von den leh
renden und studierenden Individuen gleich ist. Das
Lehr- und Lernmodell, das hinter dieser Vorstellung
des Studiums steht, ist das des Nürnberger Trich
ters. Dass Individuen unterschiedlich lehren und ler
nen und dass sie vor allem selbstbestimmt lehren und
lernen wollen, ist hier nicht vorgesehen. Der Gegen
satz zu der Humboldtschen Vorstellung der Universi
tät, aber auch zu jeder halbwegs realistischen Lern-
und Bildungstheorie könnte größer nicht sein.

In der Umsetzung der „Bologna-Erklärung" in
Deutschland wurde ein sehr restriktiver Weg ein
geschlagen: Die traditionellen Diplom- und Magis
terstudiengänge wurden praktisch verboten; die Re
gelstudienzeit für die konsekutiven Bachelor- und
Masterstudiengänge wurde insgesamt auf 10 Semes
ter festgesetzt, was bedeutet, dass die Bachelor-
Studiengänge in der Regel 6 und die Master-
Studiengänge in der Regel 4 Semester lang sind. Von
den Studierenden wird erwartet, dass sie 40 Stunden

Heute ist festzustellen, dass die Ziele der Stu
dienreformen nicht erreicht wurden. Die Mobilität
derStudierenden ist nicht größer geworden, sondern
gesunken. Die Studienabbrecherquoten, die gesenkt
werden sollten, sind in einigen Fächern sogar ge
stiegen. Umfragen unter Unternehmen deuten dar
auf hin, dass die Arbeitsmarktchancen von Bachelo
rabsolventen eher geringer als die von Diplom- oder
Magisterabsolventen sind (Bender 2009).

Wenn jetzt als Reaktion auf die Proteste der
Studierenden vorgeschlagen wird, die Bachelor-
Studiengänge zu „entschlacken", so wird dadurch das
Problem noch verschärft, dass das Bachelor-Studium
ohnehin als Schmalspurstudium angelegt ist. Die pro
testierenden Studierenden beklagen sich aber nicht
nur über den Leistungsdruck und Prüfungsstress, sie
wollen auch nicht mit einem „Studium light" abge
speist werden. Ein Kernproblem besteht darin, dass
die Masse der Studierenden gar nicht mehr die Mög
lichkeit bekommt, sich das Wissen anzueignen, das
sie selbst für erforderlich halten. Vor allem aber wird
die Möglichkeit drastisch eingeschränkt, das vermit
telte Wissen in Frage zu stellen, also eine kritische
Haltung einzunehmen (vgl. Demirovid 2004). Das
ist aber gerade das, was wissenschaftliches Arbei
ten ausmacht. Nur indem sie vorhandenes Wissen
in Frage stellt, kann Wissenschaft auch neues Wis-
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sen produzieren. Die marginalen Zugeständnisse, die
die herrschende Hochschulpolitik den Studierenden
bisher angeboten hat, sollen von den Kernproble
men ablenken. Entscheidend ist z.B. dass die vor
ab festgelegten Übergangsquoten zu den Master-
Studiengängen fallen und dass alle, die ein Master-

- Studium aufnehmen wollen, dies auch können.
Der Differenzierung der Studiengänge entspricht

auf Seiten des Personals an den Hochschulen die
Spaltung in Lehrende und Forschende. Ein immer
größerer Teil der Lehre wird durch Lehrbeauftragte,
die für ein lächerlich geringes Honorar (oder gar um
sonst!) arbeiten, Lehrkräfte auf befristeten Hochde
putatsstellen (ohne die Möglichkeit zureigenen For
schung und Weiterqualifizierung), wissenschaftliche
Mitarbeiterinnen und perspektivisch reine Lehrpro
fessuren abgedeckt. Die aufgrund fragwürdiger Kri
terien als „exzellent" anerkannten Professoren werden
demgegenüber tendenziell von der Lehre freigestellt
und dürfen sich der Forschung widmen. Die Einheit
von Forschung und Lehre wird aufgegeben, die Leh
re vermittelt zunehmend Lehrbuchwissen, neue For
schungsergebnisse fließen nicht mehr in die Lehre ein
(oder nur noch auf Umwegen), die Bedeutung der
Kommunikation mit den Studierenden für die Gene
rierungvon Forschungsfragen und für eine verständli
che Darstellung der Forschungsergebnisse wird igno
riert.

3. Emanzipatorische Hochschulpolitik unter
kapitalistischen Bedingungen

Wie im ersten Teil gezeigt, ist eine „unbedingte Uni
versität" (Derrida), in der sich Bildung und Wis
senschaft rein und ohne äußere Bedingungen entwi
ckeln können, nicht möglich. Eine solche Forderung
kann keine alternative Hochschulpolitik gegen die
herrschenden Bildungsnotstände sein, vielmehr muss
eine solche die Gesellschaftsbezogenheit der Hoch
schule immer mitreflektieren und sie gerade so ge
stalten, dass statt der fremden und einseitigen Ver
mittlung über den Markt ein bewusster Zusammen
hang mit anderen Gesellschaftsteilen geschaffen wird.
Wie kann diese Emanzipation der Hochschule unter
kapitalistischen Bedingungen beginnen? Diese Fra
ge soll im folgenden in einem dialektischen Dreitakt
verfolgt werden: Zunächst werden mögliche Formen
einer Kontrolle der Hochschule durch die (gesamte)
Gesellschaft, dann der Ausgleich der Autonomie der
Hochschule mit dieser Kontrolle und schließlich der
bewusste Bezug der Hochschule aufgesellschaftliche
Zwecke gerade im Zuge ihrer Autonomie erörtert.

Verallgemeinerter gesellschaftlicher Zugriff aufdie
Hochschule

Gesellschaftliche Zwecke stehen also nicht im Gegen
satz zur Hochschule, vielmehr begründen sie sie erst.
Zugleichsind sie aber auch innerhalb der Hochschule
positiv zu nehmen, können in ihr doch Technologien
entsprechend den Bedürfnissen der Arbeitenden, der

Konsumierenden und der Gesellschaft entwickelt, der
gesellschaftspolitische Status quo kritisch reflektiert
und Lösungen für soziale Probleme erarbeitet wer
den. Eine solche Ausrichtung auf die Gesellschaft er
fordert allerdings die Emanzipation vom dominanten
Gesellschaftsbezug auf Verwertungsinteressen. Dies
kann sogar in der neoliberalen Ideologie selbst formu
liert werden, in der der Wert einer Sache einzig von
ihrer gesellschaftlichen Nützlichkeit her bestimmt
wird. Aber diese ist selbst - implizit - nur einseitig
gemeint: gesellschaftlich nützlich ist, was Geld bringt
bzw. die Wirtschaftskraft der Nation stärkt. Würde
man also die neoliberale Ideologie ernstnehmen und
damit über sie selbst hinaustreiben, soll sich daher
die Hochschule wirklich für die Gesellschaft als nütz
lich erweisen, dann kann sie nicht allein den Interes
sen des Kapitals dienen, sondern es müssen ebenso
die vielen anderen Interessen, die in der Gesellschaft
existieren, z.B. die der Lohnarbeiter, der Rentner,
der Erwerbslosen, der Friedensbewegung oder öko
logische Interessen, bestimmend sein. Der Eingang
anderer Interessengruppen in wissenschaftspolitische
Entscheidungen wurde bereits 1961in der erwähnten
SDS-Hochschuldenkschrift gefordert. Dort heißt es,
dassdie „interne Demokratisierung der Hochschulor-
ganisation" ergänzt werden müsse „durch eine Veröf
fentlichung, Rationalisierung und Demokratisierung
der Willensbildung über wissenschaftspolitische Fra
gen in den gesellschaftlichen Gruppen und Institu
tionen, die ein legitimes Interesse an der Mitbestim
mung der grundsätzlichen Schwerpunkte und Priori
täten in den Forschungs- und Bildungsbereichen ha
ben, von denen ihre Arbeit und ihr Leben mitgeprägt
werden" (Wolfgang Nitsch u.a., Hochschule in der
Demokratie, Berlin/Neuwied 1965, 111). Es müssten
also Gremien inden Hochschulen geschaffen werden,
die solche gesellschaftlichen Gruppen und Institutio
nen versammeln und die etwa über die Ausrichtung
von Forschung und Lehre, die Mittelvergabe, die Bil
dungsstrukturen und über personelle Entscheidungen
mitbestimmen können. Konkret könnten heute sogar
die Hochschulräte, die gegenwärtigen nur aus Ver
tretern von Politik, Wirtschaft und Wissenschaft be
setzt sind, dazu benutzt werden; die Argumentati
on für deren Erweiterung dürfte auch bei vielen auf
Gehör stoßen. Solche Gremien könnten insbesonde
re auch dazu benutzt werden, überhaupt Informatio
nen über Probleme in der Gesellschaft in die Hoch
schule hineinzutragen. Die Einflussnahme der Wirt
schaft auf die Hochschule kommt aber gerade auch
dadurch zustande, dass sie über die entsprechenden
Mittel verfügt, um Forschungsprojekte zu finanzie
ren oder Professuren einzurichten. Um dem etwas
entgegenzusetzen, sollten daher für Interessensorga-
nisationen gewisse Summen der Hochschulmittel zur
Verfügung gestellt werden, über deren Verwendung
die Organisationen je allein entscheiden können. Mit
Konzepten wie diesen könnten für Bildung andere
Zwecksetzungen maßgeblich werden, die vielleicht
nicht unbedingt einem wirtschaftlichen," aber einem
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gesellschaftlichen Interesse entsprechen; so eine „Er
ziehung zur Mündigkeit", in der die Fähigkeit zu kri
tischer Reflexion und selbständigem Handeln erwor
ben wird, oder ein grundsätzlich interdisziplinär an
gelegtes Studium, in dem Verknüpfungen mit ande
ren Wissenschaften und den sozialen Kontexten der

Theorien hergestellt werden.

Die Wahrheit in der Ideologie: Für die Autonomie
der Hochschule

Andererseits trifft die Forderung nach Autonomie
und Zweckfreiheit der Hochschule durchaus etwas

Richtiges. Wie in allen anderen Gesellschaftsberei
chen müssen diejenigen, die sich in der Hochschule
Wissen erarbeiten, sich in ihrer Tätigkeit nach ih
ren Bedürfnissen und Interessen selbst bestimmen

können. Zugleich haben Wissenschaft und Bildung
auch eine eigene Logik, so dass es auch nicht sinn
voll wäre, ihre Ziele und Verfahrensweisen in einer
gesellschaftlichen Vereinbarung vollständig zu defi
nieren. Die Hochschule muss daher so eingerichtet
werden, dass beide Interessen für den Fall ihrer Di
vergenz miteinander vermittelt werden können, z.B.
indem die Gesellschaft nur allgemeine Vorgaben et
wa zur Zahl und Form der benötigten Spezialisten,
zum benötigten Wissen oder zur materiellen Ausstat
tung der Hochschule macht, während die Hochschu
le in diesem bindenden Rahmen Bildung und Wissen
schaft im Einzelnen selbständig gestalten kann. Letz
teres kann aber nur grobe Orientierung bieten, da
natürlich die Hochschule in allen beschriebenen Vor
gaben mitreden können muss. Eine Autonomie dieser
Form kann aber nicht in dem autoritären Präsidi
alregime bestehen, zu dem die Hochschulstrukturen
sich gegenwärtig entwickeln. Wenn tatsächlich die
jenigen, die in Bildung und Wissenschaft tätig sind,
über sich selbst bestimmen sollen, ist auch die in
nere Demokratisierung der Hochschule erforderlich.
Die Weisungshoheit des Präsidiums wie der Ordina
rien sowie die Abhängigkeit der Studierenden und des
Mittelbaus von ihren „Vorgesetzten" wäre abzubauen
zugunsten selbstbestimmter Organe sowie Studien-
und Wissenschaftsstrukturen.

Vergesellschaftung derHochschule von innen

Allerdings sollte eine vergesellschaftete Hochschule
nicht bei diesem äußerlichen Interessenausgleich ste
hen bleiben. In ihm können sich Gesellschaft und
Hochschule nur in einem gegenseitigen Nutzungs
verhältnis befinden. Die Hochschule muss eine Form
von Selbstbestimmung erhalten, in der sie sich von
sich aus auf gesellschaftliche Zwecke hin orientiert.
Es müssen dafür statt der derzeitigen Schließungsme
chanismen wie der Beschränkung des Hochschulzu
gangs, den individualisierten und abhängigen Karrie
rewegen oder ausgrenzenden Räumlichkeiten Struk
turen geschaffen werden, in denen andere gesell
schaftliche Bereiche in den Bildungs- und Wissen-
schaftsprozess integriert werden. Dies kann erreicht

werden, indem die Hochschule zu einem Ort wird, der
für alle offen ist, die sich bilden oder wissenschaftlich
tätig sein wollen. Für diese ganz unterschiedlichen In
teressen an Bildung und Wissenschaft reicht es aller
dings nicht, die formelle Voraussetzung zu schaffen
und die Immatrikulation auch ohne Abitur möglich
zu machen. Es muss auch verallgemeinerte Bildung
und Wissenschaft geschaffen werden.

Hierzu drei Gedanken, die noch konkretisiert wer
den müssen, aber prinzipiell an den Hochschulen lo
kal eingefordert werden können: a) In jeder Hoch
schule sollen Räumlichkeiten vorgehalten werden, in
denen alle Gruppen und Individuen, die von sich aus
und unentgeltlich Wissenschaft betreiben oder Semi
nare anbieten wollen, dies tun können. Die Veranstal
tungen sollten gleichberechtigt neben den regulären
stehen und u.a. im Vorlesungsverzeichnis aufgeführt
werden, b) Wie es in den Wirtschaftswissenschaf
ten schon länger praktiziert wird, sollten Lehrstellen
für Hochschulexterne eingerichtet werden, die keine
wissenschaftliche Qualifikation, aber Praxiserfahrung
oder entsprechende Kenntnisse aufweisen. Dies je
doch nicht nur für Vertreter aus der Wirtschaft, son
dern aus allen Gesellschaftsbereichen, c) Weiterhin
sollten Kurse von Seiten der Hochschule oder in die
se integrierter Institutionen angeboten werden, die
für nichtstudentische Individuen von Interesse und
Relevanz sind. So etwas existiert auch schon, z.B.
in der Frankfurter Akademie der Arbeit, in der sich
Gewerkschaftsmitglieder ein Jahr in sozialen und ar
beitsrechtlichen Fragen schulen können.

Mit solchen Strukturen wäre eine innere Vergesell
schaftung der Hochschule möglich, es wären zahlrei
che Möglichkeiten geschaffen, dass Studierende und
Forschende in einen Austausch mit Menschen aus an

deren Bereichen treten können. Gleichzeitig wäre da
mit einanderesgesellschaftliches Interessebefriedigt,
nämlich das an allgemeiner Teilhabe an Bildung und
Wissenschaft. Wirkliche Vergesellschaftung wäredies
aber auch nur, insofern der gesamte Nutzerkreis der
Hochschule über ihre Entwicklung bestimmt; d.h. es
wäre nicht nur Viertelparität für die vier bestehenden
Statusgruppen, sondern einedemokratische Form für
alle, die in der Hochschule tätig sind, zu finden.

Diese eher subversive Vergesellschaftung der
Hochschule wäre aber auch noch in anderer Weise
nötig: Die eingangs geforderte Mitbestimmung ge
sellschaftlicher Interessen an der Hochschule in Form

von organisierten Interessensgruppen schließt näm
lich selbst wieder die in den Interessensgruppen orga
nisierten Individuen und überhaupt organisierte Inter
essen aus, welche gerade die am meisten bedrängten
Gesellschaftsbereiche umfassen. So gibt es etwa kei
ne Organisationen für illegalisierte migrantische Ar
beiter oder für Frauen in sogenannter Reprodukti
onsarbeit. Es gibt niemanden, der deren Interessen
in Hochschulgremien vertreten könnte. Nur insofern
die Hochschule in Lehre, Bildung und Forschung für
alle geöffnet und von dieser verallgemeinerten Nut
zergemeinschaft verwaltet wird, können solche par-
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tikularisierten und subalternen Interessen Eingang in
die Tätigkeiten an der Hochschule finden.

Aber die akademische Wissenschaft wird über
haupt in einer Logik betrieben, die die Schließung
gegenüber nichtakademischer Wissenschaft hervor
ruft. Sie folgt, gezwungen durch Mittelvergabe und
Karriereoptionen, Gütekriterien wie einem Zitations
index, der Länge der Publikationsliste, der Summe
eingeholter Drittmittel, derZahl besuchter Tagungen
oder internationaler Korrespondenzen. Immer gelten
diese Quantifizierungen dabei nur für „wissenschaft
liche", d.h. akademisch anerkannte Projekte, Bezie
hungen, Publikationen. Ähnliche Mechanismen gel
ten für dieakademische Bildung. Siealle zwingen zu
einer sich verselbständigenden sinnfreien Multiplika
tion von Wissen, das keine Entwicklung kennt und
das nur äußerliche Kriterien wie den direkten Nutzen
oder die reibungslose Einordnung in einen bestimm
ten Geschmack hat. Eine kritische Reflexion von Ge
sellschaft ist derWissenschaft und Bildung hierdurch
nicht möglich; ebenso sind sie aber von der sozia
len Praxis durch die bloße Wertigkeit akademisch
anerkannter Äußerungen gekappt. Zusammenarbeit
mit wissenschaftlichen Arbeitskreisen außerhalb der
Hochschule gilt nicht als akademische Leistung, son
dern als private Nebentätigkeit. So werden solche
Projekte vom Wissenschaftsprozess in der Hochschu
le ausgeschlossen, während die Wissenschaft einen
weiteren blinden Fleck für gesellschaftliche Belange
erhält. Auch hier müssten die Strukturen also geän
dert werden. Die Mittelvergabe darf nicht mehr an
Kriterien wie die oben genannten geknüpft werden,
sie muss an inhaltliche Kriterien gebunden werden,
diedaherauch nurwissenschaftsintern vonAngehöri
gen des Fachs erarbeitet und geprüft werden können.
Ebenso muss das Monopol der akademischen Titel
bei der Vergabe von Stellen an den Hochschulen ge
brochen werden, das in vielfacher Weise akademische
Distinktion und Elitenbildung befördert.

Emanzipation der Hochschule nicht ohne die der
Gesellschaft

Die hier dargestellten Vorschläge zur Vergesellschaf
tung der Hochschule sind in keiner Weise system
transzendent. Immer noch bestünde die Abhängig
keit von der Finanzierung durch den Staat, der in
seinen Kultur- und Gesellschaftsaufgaben der kapi
talistischen Ökonomie unterliegt, andererseits in der
bestehenden Gesellschaft die einzige Instanz ist, an
die man sich mit den hier beschriebenen Anliegen zur
Vergesellschaftung der Hochschule wenden kann. Die
Hochschulen werden so auch ihre oben beschriebe
nen Funktionen der Erzeugung verwertbaren Wissens
und verwertbarer Bildung, der Herrschaftssicherung,
Disziplinierung und Selektion nicht los. Indem die
se Vorschläge aber in dieser Weise systemimmanent
bleiben, sind sie anschlussfähiger an gegenwärtige
Interessen und insofern auch realisierbar. Gleichzei
tig werden Strukturen geschaffen, die den kapitalis
tischen Funktionen der Hochschule entgegenarbeiten

und eine realeVerbindung der Menschen in Ansätzen
herstellen. Indem diese Strukturen weiterentwickelt
werden und ähnliche Prozesse in vielen Gesellschafts
bereichen durchgeführt werden, könnte sich eine Los
lösung der menschlichen Beziehungen von Verwer-
tungszwängen und Geldvermögen ergeben. Dafür ist
aber, wie in der Wirtschaft die Unabhängigkeit von
Verwertungskreisläufen, an der Hochschule die Un
abhängigkeit von der staatlichen Alimentierung nö
tig. Die Hochschule brauchte hierzu auch eine stoff
liche Beziehung zu anderen Lebensbereichen. Des
halb ist ihre Emanzipation nicht getrennt von der
Emanzipation der Gesellschaft zu denken. Erst wenn
die Menschen in freier Assoziation ihr Leben selbst
bestimmen, wird auch die Hochschule in allen ihren
Beziehungen den Nutzen ihrer Mitglieder und der Ge
sellschaft als ihren Zweck haben.
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